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— ein Vertreter des zuständigen Kreisvorstandes des FDGB;
— ein Mitarbeiter der Abteilung Gesundheits- und Sozial­

wesen des Rates des Kreises;
— ein Mitarbeiter der Abteilung Finanzen des Rates des 

Kreises;
— ein Vertreter der FDJ-Kreisleitung.

§11
Beschwerdeverfahren

(1) Gegen Entscheidungen gemäß § 9 Abs. 2 und § 10 Abs. 2 
kann Beschwerde eingelegt werden. Der von der Entscheidung 
Betroffene ist über sein Beschwerderecht zu informieren.

(2) Die Beschwerde ist schriftlich oder mündlich unter An­
gabe der Gründe innerhalb von 4 Wochen nach Zugang oder 
Bekanntgabe der Entscheidung bei dem Leiter ednzulegen, der 
die Entscheidung getroffen hat

(3) Über die Beschwerde ist innerhalb von 2 Wochen nach 
ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht 
oder nicht in vollem Umfang stattgegeben, ist sie innerhalb 
dieser Frist dem Dienstvorgesetzten zur endgültigen Entschei­
dung zuzuleiten. Diese endgültige Entscheidung hat innerhalb 
weiterer 4 Wochen zu erfolgen. Sie bedarf der Schriftform 
und ist zu begründen.

§12
Auszahlung der Beihilfen

Die Auszahlung der Unterhaltsbeihilfen erfolgt durch die 
Schule. Die Auszahlung der Ausbildungsbeihilfen erfolgt durch 
die Abteilung Berufsbildung und Berufsberatung des Rates 
des Kreises an die Unterhaltsverpflichteten bzw. Anspruchs­
berechtigten. Für Schüler bzw. Lehrlinge in Einrichtungen der 
Jugendhilfe werden die Beihilfen insgesamt an die Einrich­
tung gezahlt.

§ 13
Regelung bei Änderung der Einkommensverhältnisse

(1) Ändern sich die' Einkommensverhältnisse der Unterhalts­
verpflichteten so, daß die Höhe des Einkommens unter der im 
§ 2 genannten Einkommensgrenze liegt, können Anträge auf 
Gewährung von Unterhalts- bzw. Ausbildungsbeihilfen auch 
während eines Schul- bzw. Lehrjahres eingereicht werden.

(2) Ändert sich das Einkommen über die im § 2 genannten
Grenzen, sind die Antragsteller verpflichtet, dies unverzüglich 
dem Direktor der Schule bzw. der zuständigen Abteilung 
Berufsbildung und Berufsberatung des Rates des Kreises mit­
zuteilen. Die Zahlung der Unterhalts- bzw. Ausbildungsbei­
hilfen wird mit Beendigung des laufenden Monats, in’ dem die 
Veränderung eingetreten ist, eingestellt. __

§ 14
Planung der Mittel für Beihilfen

(1) Die Planung der Haushaltsmittel für Unterhaltsbeihilfen 
erfolgt durch die Räte der Städte und Gemeinden bzw. für die' 
bezirksunterstellten Einrichtungen durch die Abteilung Volks­
bildung der Räte der Bezirke nach Abstimmung mit dem Di­
rektor der im § 1 genannten Schulen im Rahmen des dem 
Rat zur Verfügung stehenden Gesamtvolumens. 2

(2) Die Planung der Haushaltsmittel für Ausbildungsbei­
hilfen erfolgt durch dde Abteilung Berufsbildung und Berufs­
beratung der Räte der Kreise im Rahmen des dem Rat zur 
Verfügung stehenden Gesamtvolumens.

I »

§15
Schlußbestimmungen

(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. September 
1977 in Kraft.

(2> Gleichzeitig tritt die Sechste Durchführungsbestimmung 
vom 27. September 1971 zum Gesetz über das einheitliche 
sozialistische Bildungssystem — Unterhaltsbeihilfen für Ober­
schüler und Ausbildungsbeihilfen für Lehrlinge — (GBl. II 
Nr. 69 S. 596) außer Kraft.

Berlin, den 15. Juni 1977

Der Staatssekretär Der Minister
für Berufsbildung für Volksbildung

W e i d e m a n n  M .  H o n e c k e r

Erste Durchführungsbestimmung 
zum Giftgesetz

vom 31. Mai 1977

Auf Grund des § 17 des Giftgesetzes vom 7. April 1977 
(GBl. I Nr. 10 S. 103) wird im Einvernehmen mit den Leitern 
der zuständigen zentralen Staatsorgane folgendes bestimmt:

Zu § 1 Abs. 2 des Gesetzes:
§ 1

Einstufung

(1) Grundlage für die Einstufung eines chemischen Stoffes 
als Gift ist seine toxische Wirkung,
1. die in tierexperimentellen Untersuchungen ermittelt 

wurde oder
2. bei der aus der Erfahrung her bekannt ist, daß sie beim 

Menschen in vergleichbaren Mengen bzw. Konzentrationen 
Gesundheitsschädigungen verursachen kann.

(2) Als Gifte der Abteilung 1 sind chemische Stoffe einzu­
stufen, die
— nach einmaliger oraler Applikation von 5S 0,15 g/kg Kör­

permasse mehr als die Hälfte von wenigstens 20 behandel­
ten 200 bis 250 g schweren weißen Ratten innerhalb 
48 Stunden töten oder

— nach 4stündiger Inhalation von 5 g/m3 Atemluft mehr als 
die Hälfte von wenigstens 20 behandelten 200 bis 250 g 
schweren weißen Ratten innerhalb 72 Stunden töten oder

— nach 24stündiger Einwirkung von ^ 0,5 g/kg Körpermasse 
auf die rasierte Rückenhaut der Ratte mehr als die Hälfte 
von wenigstens 10 behandelten weißen Ratten innerhalb 
5 Tagen' töten oder

— nach oraler Applikation von täglich iS 0,015 g/kg Körper­
masse an wenigstens 5 Tagen jeder Woche über einen Zeit­
raum von 12 Wochen mehr als die Hälfte von wenigstens 
20 behandelten weißen Ratten mit einer Masse von 120 bis 
170 g zu Versuchsbeginn innerhalb 16 Wochen töten oder 
bei ihnen schwere irreversible Schädigungen hinterlassen.

(3) Als Gifte der Abteilung 2 sind chemische Stoffe einzu­
stufen, die,
— nach einmaliger oraler Applikation von > 0,15 bis 1,5 j^/kg 

Körpermasse mehr als die Hälfte von wenigstens 20 be­
handelten 200 bis 250 g schweren weißen Ratten innerhalb 
48 Stunden töten oder

— nach 4stündiger Inhalation von > 5 bis 25 g/m3 Atemluft 
mehr als die Hälfte von wenigstens 20 behandelten 200 bis 
250 g schweren weißen Ratten innerhalb 72 Stunden töten 
oder

— nach 24stündiger Einwirkung von > 0,5 bis 2,5 g/kg Kör­
permasse auf die rasierte Rückenhaut der Ratte mehr als 
die Hälfte von wenigstens 10 behandelten weißen Ratten 
innerhalb von 5 Tagen töten oder

— nach oraler Applikation von täglich > 0,015 bis 0,15 g/kg 
Körpermasse an wenigstens 5 Tagen jeder Woche über 
einen Zeitraum von 12 Wochen mehr als die Hälfte von 
wenigstens 20 behandelten weißen Ratten mit einer Masse 
von 120 bis 170 g zu Versuchsbeginn innerhalb 16 Wochen 
töten oder bei ihnen schwere irreversible Schädigungen 
hinterlassen.


